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Rheinstr. 25 - 77815 Bühl  

Tel. 07223 / 930 70 

Fax 07223 / 930 793 

info@kanzlei-geisenhainer.de 

 

MANDATSBEDINGUNGEN 
 

In Sachen 

 

 

 

 

wird vereinbart: 

 

 

1. Geltung des RVG/Abhängigkeit der Gebühr von 

Gegenstandswert 

Ich bin gem. § 49 b Abs. 5 BRAO von meinem Be-

vollmächtigten vor der Mandatsübernahme darüber 

belehrt worden, dass weder Betragsrahmen- noch 

Festgebühren der anwaltlichen Vergütungsberech-

nung zugrunde zu legen sind; die Gebühren vielmehr 

nach einem Gegenstandswert zu berechnen sind. Es 

besteht Einigkeit darüber, dass, sofern keine geson-

derte Vergütungsvereinbarung mit dem Auftraggeber 

getroffen ist, die Gebühren der Rechtsanwälte sich 

nach den Vorschriften des Rechtsanwaltsvergütungs-

gesetzes bestimmen und abhängig vom Gegen-

standswert der Angelegenheit abgerechnet werden. 

 

2. Gegenstand der Rechtsberatung 

Die Rechtsberatung der Rechtsanwälte bezieht sich 

ausschließlich auf das Recht der Bundesrepublik 

Deutschland. 

Gegenstand des Mandatsvertrages ist nicht die steu-

erliche Beratung. Steuerliche Fragen und Auswirkun-

gen hat der Mandant durch fachkundige Dritte (Steu-

erberater, Wirtschaftsprüfer etc.) auf eigene Verant-

wortung prüfen zu lassen. 

Die Rechtsanwälte sind berechtigt, zur Bearbeitung 

des Mandats Mitarbeiter, andere Rechtsanwältinnen 

oder Rechtsanwälte und sonstige fachkundige Dritte 

heranzuziehen. 

 

3. Haftungsbegrenzung 

Die Haftung der beauftragten Rechtsanwälte wird für 

alle Fälle leichter Fahrlässigkeit auf einen Höchstbe-

trag von 250.000 Euro (in Worten: zweihundertfünf-

zigtausend Euro) beschränkt. Unberührt bleibt eine 

weitergehende Haftung der beauftragten Rechtsan-

wälte oder ihrer Erfüllungsgehilfen für Vorsatz und 

grobe Fahrlässigkeit.  

 

 

 

4. Versicherung höherer Haftungssummen 

Wenn eine weitergehende Haftung gewünscht wird, 

so kann auf ausdrückliche Weisung des Auftragge-

bers und auf dessen Kosten eine Einzelhaftpflichtver-

sicherung zu einer höheren Haftungssumme abge-

schlossen werden.  

 

5. Abtretung von Ansprüchen 

Ansprüche jedweder Art des Auftraggebers gegen-

über dem Gegner, der Justizkasse oder anderen Drit-

ten, sind mit der Auftragserteilung an die beauftrag-

ten Rechtsanwälte abgetreten. Diese nehmen die 

Abtretung an. Die Rechtsanwälte sind berechtigt, die 

Abtretung im Namen des Auftraggebers dem Zah-

lungspflichtigen bekanntzugeben.  

 

6. Korrespondenzsprache/Haftung für Überset-

zungsfehler 

Die Korrespondenzsprache ist Deutsch. Keinerlei 

Haftung übernehmen die beauftragten Rechtsan-

wälte bei der Anwendung ausländischen Rechts. Die 

Haftung des Rechtsanwaltes oder seiner Erfüllungs-

gehilfen für  

Übersetzungsfehler wird ausgeschlossen, es sei 

denn, der Auftraggeber weist dem beauftragten 

Rechtsanwalt Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 

nach.  

 

7. Besondere Haftung in Ehesachen 

In Ehesachen wird die Haftung des Rechtsanwalts 

für die Errechnung der für die Ermittlung des Wertun-

terschiedes von Versorgungsanwartschaften und 

Versorgungsaussichten im Rahmen des Versor-

gungsausgleichs zugrundezulegenden Werte ausge-

schlossen. Dies gilt auch dann, wenn die Ermittlung 

durch die Versorgungsträger oder Dritter erfolgt. Das 

gleiche gilt für die Vollständigkeit der in den Versor-

gungsausgleich einzubringenden Anwartschaften 

oder Aussichten.  
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8. Kosten in arbeitsrechtlichen Angelegenheiten 

Die beauftragten Rechtsanwälte weisen ausdrücklich 

darauf hin, dass in Arbeitsgerichtsverfahren des ers-

ten Rechtszuges kein Anspruch der obsiegenden 

Partei auf Entschädigung wegen Zeitversäumnis und 

auf Erstattung der Kosten für die Hinzuziehung eines 

Prozessbevollmächtigten besteht. Der Auftraggeber 

muss daher auch im Falle des Obsiegens diese Kos-

ten tragen. Das gleiche gilt für die Kosten, die durch 

vorbereitende Tätigkeit der Rechtsanwälte entstan-

den sind und zwar auch dann, wenn es nicht zu ei-

nem Rechtsstreit kommt.  

 

9. Aufbewahrungspflicht von Dokumenten 

Der Auftraggeber wird darauf hingewiesen, dass 

Handakten des Rechtsanwalts bis auf die Kostenakte 

und etwaige Titel nach Ablauf von sechs Jahren nach 

Beendigung des Mandats (§ 50 Abs. 2 S. 1 BRAO) 

vernichtet werden, sofern der Mandant diese Akten 

nicht in der Kanzlei der Rechtsanwälte vorher abholt. 

Im Übrigen gilt § 50 Abs. 2 S. 2 BRAO. 

 

10. Vereinbarung einer zusätzlichen Pauschale 

für Kopierkosten 

Abweichend von Ziff. 7000 VV Rechtsanwaltsvergü-

tungsgesetz wird vereinbart, dass für Anfertigung der 

zur sachgemäßen Bearbeitung des Mandats erfor-

derlichen Fotokopien ohne Einzelnachweis vom Auf-

traggeber pauschal 10,00 € zzgl. der gesetzlichen 

Mehrwertsteuer erstattet werden. Über eine Anzahl 

von 20 Fotokopien hinaus erfolgt die Erstattung nach 

den gesetzlichen Vorschriften. Es wird darauf hinge-

wiesen, dass die hier vereinbarte Regelung sich un-

ter Umständen nicht mit der Regelung der Erstattung 

der Fotokopierkosten vom Prozessgegner nach § 91 

der Zivilprozessordnung deckt.  

 

11. Besondere Regelung: Datenübermittlung/Kor-

respondenz per E-Mail 

a) Der Auftraggeber ist damit einverstanden, dass 

zum Zwecke der Kommunikationserleichterung in 

sämtlichen bearbeitenden Angelegenheiten – soweit 

der Auftraggeber im Einzelfall nicht ausdrücklich 

schriftlich ein Abweichen von dieser Regelung 

wünscht – Dokumente und Daten auch per unver-

schlüsselter E-Mail im Internet versandt werden kön-

nen.  

 

b) Dem Auftraggeber ist bekannt, dass mit der Da-

tenübertragung per E-Mail erhebliche Sicherheitsrisi-

ken (z. B. Bekanntwerden der Daten durch Zugriff 

Dritter, Datenverlust, Virenübertragung, Übersen-

dungsfehler, Übersendungsausfall etc.) verbunden 

sind. 

 

c) Für den E-Mail-Verkehr zwischen Auftraggeber 

und den beauftragten Rechtsanwälten oder mit Drit-

ten im Rahmen der im einzelnen erteilten Aufträge 

wird den beauftragten Rechtsanwälten hiermit unter 

Inkaufnahme der oben aufgeführten Gefahren aus-

drücklich erlaubt, Daten via E-Mail zu versenden.  

 

d) Da E-Mails bei der Übertragung einem Zugriff 

durch Dritte unterliegen können, werden die beauf-

tragten  

    Rechtsanwälte insofern von der anwaltlichen 

Schweigepflicht entbunden. 

  

e) Der Versender einer E-Mail übernimmt das Zustel-

lungs- und Kenntnisnahmerisiko. Wichtige Erklärun-

gen sollen nicht via E-Mail übermittelt werden. 

 

f) Gegenüber den Rechtsanwälten der Kanzlei Gei-

senhainer Dr. Ammann & Kollegen abgegebene Wil-

lenserklärungen des Auftraggebers (z. B. Anweisun-

gen) sind nur verbindlich, wenn sie in der üblichen – 

unterschriebenen – schriftlichen Form oder versehen 

mit einer digitalen Signatur abgegeben wurden, die 

gem. § 2 Abs. 1 SigG mit einem Signaturschlüssel-

Zertifikat einer Zertifizierungsstelle oder der Regulie-

rungsbehörde gem. §§ 3 SigG, 66 TKG versehen ist. 

 

g) Auf die Geltendmachung von Schadensersatzan-

sprüchen, die sich gegenüber den Rechtsanwälten 

der Kanzlei Geisenhainer Dr. Ammann & Kollegen 

aus der Nutzung des E-Mail-Versandes unmittelbar 

oder mittelbar aus einem Ausfall der E-Mail-Nut-

zungsmöglichkeit ergeben können, wird hiermit aus-

drücklich verzichtet. 

 

h) Die Erklärung zu Ziff. 11 der Mandatsbedingungen 

kann separat, jedoch nur schriftlich und für die Zu-

kunft widerrufen werden. 

 

12. Gesonderte Beauftragung zur Einlegung von 

Rechtsmittel und Rechtsbehelfen 

Zur Einlegung von Rechtsmitteln und Rechtsbehelfen 

ist der beauftragte Anwalt nur verpflichtet, wenn er ei-

nen darauf gerichteten Auftrag erhalten und ange-

nommen hat. 

 

13. Sachbearbeitung durch einen Sozius bzw. an-

gestellten Anwalt der Kanzlei 

Der Auftraggeber ist damit einverstanden, dass die 

Sachbearbeitung auf einen Sozius bzw. angestellten 

Anwalt der Kanzlei übertragen wird. 

 

14. Schlichtungsstelle 

Die beauftragten Rechtsanwälte sind weder bereit 

noch verpflichtet, an einem Streitbeilegungsverfahren 
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vor einer Verbraucherschlichtungsstelle teilzuneh-

men. 

 

15. Schlussbestimmungen 

Die Rechtsunwirksamkeit einer Bestimmung berührt 

die Rechtswirksamkeit der anderen Vertragsteile 

nicht. Die Vertragspartner verpflichten sich, eine un-

wirksame Bestimmung durch eine wirksame Rege-

lung zu ersetzen, die ihr im wirtschaftlichen Ergebnis 

am nächsten kommt und dem Vertragszweck am 

besten entspricht. 

 

16. Gerichtsstand 

Sofern der Auftraggeber kein Verbraucher ist, wird 

als ausschließlicher Gerichtsstand der Sitz der An-

waltskanzlei Geisenhainer Dr. Ammann & Kollegen, 

mithin Bühl bestimmt.  

 

17. Hinweise zur Datenverarbeitung 

a) Name und Kontaktdaten des für die Verarbei-

tung Verantwortlichen sowie des betrieblichen 

Datenschutzbeauftragten 

Diese Datenschutzhinweise gelten für die Datenver-

arbeitung durch: 

Verantwortlicher: Anwaltskanzlei Geisenhainer Dr. 

Ammann & Kollegen, Rheinstraße 25, 77815 Bühl / 

Baden 

Telefon: 07223 9307-0, Telefax: 07223 9307–93, E-

Mail: info@kanzlei-geisenhainer.de 

Betrieblicher Datenschutzbeauftragter: Frank Dreher, 

suasio GmbH, Dr.-Rudolf-Eberle-Str. 2a, 76534 Ba-

den-Baden, Telefon: 07223 95666-0, E-Mail: daten-

schutz@suasio.de 

Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der An-

waltskanzlei Geisenhainer Dr. Ammann & Kollegen 

ist unter der o.g. Anschrift beziehungsweise unter da-

tenschutz@suasio.de erreichbar. 

 

b) Erhebung und Speicherung personenbezoge-

ner Daten sowie Art und Zweck und deren Ver-

wendung 

Wenn Sie uns mandatieren, erheben wir folgende In-

formationen: 

• Anrede, Vorname, Nachname, 

• eine gültige E-Mail-Adresse, 

• Anschrift, 

• Telefonnummer (Festnetz und/oder Mobil-

funk) 

• Informationen, die für die Geltendmachung 

und Verteidigung Ihrer Rechte im Rahmen 

des Mandats notwendig sind 

Die Erhebung dieser Daten erfolgt, 

• um Sie als unseren Mandanten identifizieren 

zu können; 

• um Sie angemessen anwaltlich beraten und 

vertreten zu können; 

• zur Korrespondenz mit Ihnen; 

• zur Rechnungsstellung; 

• zur Abwicklung von evtl. vorliegenden Haf-

tungsansprüchen sowie der Geltendma-

chung etwaiger Ansprüche gegen Sie; 

Die Datenverarbeitung erfolgt auf Ihre Anfrage hin 

und ist nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. b DSGVO zu den 

genannten Zwecken für die angemessene Bearbei-

tung des Mandats und für die beidseitige Erfüllung 

von Verpflichtungen aus dem Mandatsvertrag erfor-

derlich. 

Die für die Mandatierung von uns erhobenen perso-

nenbezogenen Daten werden bis zum Ablauf der ge-

setzlichen Aufbewahrungspflicht für Anwälte (6 Jahre 

nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem das Mandat 

beendet wurde,) gespeichert und danach gelöscht, 

es sei denn, dass wir nach Artikel 6 Abs. 1 S. 1 lit. c 

DSGVO aufgrund von steuer- und handelsrechtlichen 

Aufbewahrungs- und Dokumentationspflichten (aus 

HGB, StGB oder AO) zu einer längeren Speicherung 

verpflichtet sind oder Sie in eine darüber hinausge-

hende Speicherung nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. a 

DSGVO eingewilligt haben. 

 

c) Weitergabe von Daten an Dritte 

Eine Übermittlung Ihrer persönlichen Daten an Dritte 

zu anderen als den im Folgenden aufgeführten Zwe-

cken findet nicht statt. 

Soweit dies nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. b DSGVO für 

die Abwicklung von Mandatsverhältnissen mit Ihnen 

erforderlich ist, werden Ihre personenbezogenen Da-

ten an Dritte weitergegeben. Hierzu gehört insbeson-

dere die Weitergabe an Verfahrensgegner und deren 

Vertreter (insbesondere deren Rechtsanwälte) sowie 

Gerichte und andere öffentliche Behörden zum Zwe-

cke der Korrespondenz sowie zur Geltendmachung 

und Verteidigung Ihrer Rechte. Die weitergegebenen 

Daten dürfen von dem Dritten ausschließlich zu den 

genannten Zwecken verwendet werden. 

Das Anwaltsgeheimnis bleibt unberührt. Soweit es 

sich um Daten handelt, die dem Anwaltsgeheimnis 

unterliegen, erfolgt eine Weitergabe an Dritte nur in 

Absprache mit Ihnen. 

 

d) Betroffenenrechte 

Sie haben das Recht: 

• gemäß Art. 7 Abs. 3 DSGVO Ihre einmal er-

teilte Einwilligung jederzeit gegenüber uns zu 

widerrufen. Dies hat zur Folge, dass wir die 

Datenverarbeitung, die auf dieser Einwilli-

gung beruhte, für die Zukunft nicht mehr fort-

führen dürfen; 

• gemäß Art. 15 DSGVO Auskunft über Ihre 

von uns verarbeiteten personenbezogenen 

Daten zu verlangen. Insbesondere können 

Sie Auskunft über die Verarbeitungszwecke, 
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die Kategorie der personenbezogenen Da-

ten, die Kategorien von Empfängern, gegen-

über denen Ihre Daten offengelegt wurden 

oder werden, die geplante Speicherdauer, 

das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung, 

Löschung, Einschränkung der Verarbeitung 

oder Widerspruch, das Bestehen eines Be-

schwerderechts, die Herkunft ihrer Daten, 

sofern diese nicht bei uns erhoben wurden, 

sowie über das Bestehen einer automatisier-

ten Entscheidungsfindung einschließlich Pro-

filing und ggf. aussagekräftigen Informatio-

nen zu deren Einzelheiten verlangen; 

• gemäß Art. 16 DSGVO unverzüglich die Be-

richtigung unrichtiger oder Vervollständigung 

Ihrer bei uns gespeicherten personenbezo-

genen Daten zu verlangen; 

• gemäß Art. 17 DSGVO die Löschung Ihrer 

bei uns gespeicherten personenbezogenen 

Daten zu verlangen, soweit nicht die Verar-

beitung zur Ausübung des Rechts auf freie 

Meinungsäußerung und Information, zur Er-

füllung einer rechtlichen Verpflichtung, aus 

Gründen des öffentlichen Interesses oder zur 

Geltendmachung, Ausübung oder Verteidi-

gung von Rechtsansprüchen erforderlich ist; 

• gemäß Art. 18 DSGVO die Einschränkung 

der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 

Daten zu verlangen, soweit die Richtigkeit 

der Daten von Ihnen bestritten wird, die Ver-

arbeitung unrechtmäßig ist, Sie aber deren 

Löschung ablehnen und wir die Daten nicht 

mehr benötigen, Sie jedoch diese zur Gel-

tendmachung, Ausübung oder Verteidigung  

• von Rechtsansprüchen benötigen oder Sie 

gemäß Art. 21 DSGVO Widerspruch gegen 

die Verarbeitung eingelegt haben; 

• gemäß Art. 20 DSGVO Ihre personenbezo-

genen Daten, die Sie uns bereitgestellt ha-

ben, in einem strukturierten, gängigen und 

maschinenlesebaren Format zu erhalten 

oder die Übermittlung an einen anderen Ver-

antwortlichen zu verlangen und 

• gemäß Art. 77 DSGVO sich bei einer Auf-

sichtsbehörde zu beschweren. In der Regel 

können Sie sich hierfür an die Aufsichtsbe-

hörde Ihres üblichen Aufenthaltsortes oder 

Arbeitsplatzes oder unseres Kanzleisitzes 

wenden. 

 

f) Widerspruchsrecht 

Sofern Ihre personenbezogenen Daten auf Grund-

lage von berechtigten Interessen gemäß Art. 6 Abs. 1 

S. 1 lit. f DSGVO verarbeitet werden, haben Sie das 

Recht, gemäß Art. 21 DSGVO Widerspruch gegen 

die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 

einzulegen, soweit dafür Gründe vorliegen, die sich 

aus Ihrer besonderen Situation ergeben. 

Möchten Sie von Ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch 

machen, genügt eine E-Mail an datenschutz@kanz-

lei-geisenhainer.de.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Auftraggeber bestätigt mit seiner Unterschrift, auf diese Mandatsbedingungen ausdrücklich hingewie-

sen worden zu sein, von ihrem Inhalt Kenntnis genommen zu haben und mit ihrer Geltung einverstanden 

zu sein. 

 

 

 

 

____________, den          

   Unterschrift 


